
Stadt Eschweiler      Protokolldatum: 06.07.2006 
 
 
 

N i e d e r s c h r i f t 
 

über die Sitzung des Stadtrates am Dienstag, 13.06.2006, 18.00 Uhr, im Ratssaal des Rat-
hauses, Rathausplatz 1, 52249 Eschweiler 
 
 
Anwesend vom Stadtrat: 
 
die Damen und Herren Ratsmitglieder 
 
SPD 
Boßer, 
Bündgen, 
Dickmeis, 
Gartzen, 
Gehlen, 
Heidbüchel, 
Kämmerling, 
Kendziora, 
Koch, 
Krauthausen, 
Ladwig, 
Löhmann, 
Noichl, 
Rütten, 
Scholz, 
Schultheis (ab TOP 16.5), 
Schyns, 
Wagner, 
Weidenhaupt, 
Weißhaupt, 
Zollorsch, 
 
 
 

CDU 
Brief, 
Casel, 
Dittrich, 
Dondorf,  
Faschinger,  
Groß, 
Kamps, 
Kortz, 
Krauthausen, 
Lennartz, 
Peters, 
Pohl, 
Schieren, 
Schmitz, 
Stolz, 
Willms, 
 
 
 
 
Anwesend von der Verwaltung:
Herr Bgm. Bertram, 
Herr Beig. Schulze, 
Herr Beig. Knollmann, 
Frau Breil, 
Herr Darius, 
Herr Effenberg,  
Herr Fütterer, 
Herr Gühsgen, 
Herr Dr. Hartlich, 
Herr Jopke, 
Herr Kaever, 
Herr Kaldenbach, 
Herr Kamp, 
Herr Neitzel, 
Herr Rehahn, 
Herr Röhrig, 
Herr Weidenhaupt, 
Herr Wipperfürth, 
 
 

UWG 
Müller, 
Olbrich, 
Spies, 
 
GRÜNE 
Leisten, 
Pieta, 
Schürmann, 
 
FDP 
Krieger,  
Göbbels, 
Theuer, 
 
es fehlte: 
Medic, SPD 
Paul, SPD 
Zimmermann, SPD 
Waltermann, UWG 
 
entschuldigt: 
 
 
Schriftführer: 
Frau Hannen, 
Frau Johnen, 
 
Gäste: 
Herr Dr. Voigtländer, 
Herr Ross, 
Herr Gründler. 
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Tagesordnung: 
 
 
A) Öffentlicher Teil 
 

A 1) Fragestunde für Einwohner 
 
A 2) Genehmigung einer Niederschrift  
 
A 3) Zustimmung zur Genehmigung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe 

von 91.969,54 € bei Haushaltsstelle 1.91000.841000, Bezeichnung: Zinsen 
für zurückzuzahlende Zuweisungen/Zuschüsse, Stundungs-, Verzugszinsen 
u. ä. 

 - Genehmigung einer dringlichen Entscheidung - 
 VV-Nr. 128/06 
 
A 4) Neu- und Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen und Arbeitsgrup-

pen; 
 Antrag der CDU-Stadtratsfraktion vom 24.04.2006 
 VV-Nr. 161/06 
  
A 5) Neu- und Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen und Arbeitsgrup-

pen; 
 Antrag der UWG-Stadtratsfraktion vom 15.05.2006 
 VV-Nr. 198/06 
  
A 6) Antrag auf Umbenennung der Hospitalgasse 
 Antrag Dipl.-Volkswirt Petersmann vom 24.11.2005 
 VV-Nr. 196/06 
 
A 7) Umbenennung Rathausplatz 
 Antrag der Stadtratsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD vom 

14.03.2006 
 VV-Nr. 150/06 
 
A 8) Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch der Tageseinrichtungen für 

Kinder in Eschweiler; 
hier: Erlass einer Satzung 
VV-Nr. 179/06 

 
A 9) Befreiung vom Eigenanteil; 

hier: a) Lernmittel 
 b) Schülerfahrkosten 
VV-Nr. 167/06 

 
A 10) Antrag der Willi-Fährmann-Schule auf Umwandlung in eine Förderschule im 

Verbund 
 VV-Nr. 109/06 
 
A 11) Umwandlung weiterer Grundschulen in offene Ganztagsschulen 
 Bedarfsumfrage von Januar 2006 
 VV-Nr. 110/06 
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A 12) Aufhebung der ordnungsbehördlichen Verordnung über allgemeine Ausnah-
men von dem Verbot des  § 9 Abs. 1 Landes-Immissionsschutzgesetz - 
LImschG - für Zwecke der Außengastronomie (Außengastronomie-Verord-
nung) in der Stadt Eschweiler vom 08.10.2001 

 VV-Nr. 142/06 
 
A 13) Aufhebung von gemeinschaftlichen Angelegenheiten in der Gemarkung 

Weisweiler, Bereich Bebauungsplan 373 - Hover Mühlenfeld -; 
hier: Öffentliche Bekanntmachung 
VV-Nr. 177/06 

 
A 14) Aufhebung von gemeinschaftlichen Angelegenheiten in der Gemarkung 

Eschweiler, Bereich Bebauungsplan 259 - Huppertzbruch -; 
hier: Öffentliche Bekanntmachung 
VV-Nr. 178/06 
 

A 15) Festsetzung und Erhebung von Beiträgen nach § 8 Kommunalabgabengesetz 
NRW für straßenbauliche Maßnahmen in der Luisenstraße – 2. Bauabschnitt 
von Stolberger Straße bis Akazienhain; 

 hier: Erneuerung und Verbesserung der Fahrbahn, Gehwege, Straßenbe-
leuchtung, Straßenentwässerung und Parkstreifen 

 VV-Nr. 164/06 
 
A 16) Planungsangelegenheiten 
 

A 16.1 4. Änderung des Bebauungsplanes 58 - Ardennenstraße - 
hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung und Satzungsbeschluss 

VV-Nr. 159/06 
 
A 16.2 1. Änderung des Bebauungsplans 229 – Südlich Verkeskopf- 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbeschluss 
VV-Nr. 121/06 
 
A 16.3 Bebauungsplan 241 - Fronhoven - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbeschluss 
VV-Nr.  122/06 

 
A 16.4 Bebauungsplan 270 - Burgweg - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbeschluss 
VV-Nr. 141/06 

 
A 16.5 2. Änderung des Bebauungsplanes E 180 - Markt - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung und Satzungsbeschluss 
VV-Nr. 158/06 

 
A 16.6 84. Änderung des Flächennutzungsplanes - Hover Mühlenfeld - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Beschluss der Flä-
chennutzungsplanänderung 

VV-Nr. 148/06 
 

 A 16.7 Bebauungsplan 268 – Spessartstraße -; 
  hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbeschluss 

VV-Nr. 187/06 
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 A 16.8 Bebauungsplan 265 - Hovermühle -; 
hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbeschluss 

VV-Nr. 188/06 
   
A 17) Anfragen und Mitteilungen  
 

A 17.1 Kenntnisnahme nicht erheblicher über- und außerplanmäßiger Aus-
gaben 

VV-Nr. 134/06 
 
A 17.2 Dürwiß, Gasthausstraße; 
 hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 25.05.2006 
VV-Nr. 204/06 
  

B) Nichtöffentlicher Teil 
 
B 1) Wärmeservice für die Stadt Eschweiler 

VV-Nr. 199/06 
   
B 2) Abfallwirtschaft 

hier: Neufassung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Schadstoff-
sammlung 

VV-Nr. 202/06 
 
B 3) Städt. Seniorenzentrum, Marienstraße 7 
 VV-Nr. 124/06 
 
B 3.1) Verkauf von Baublöcken 
 VV-Nr. 209/06 
 
B 4) Anfragen und Mitteilungen 
 
 B 4.1 Fachmarktzentrum Auerbachstraße 
 VV-Nr. 201/06 
  
 B 4.2 Beschlusskontrolle 
 VV-Nr. 182/06 

   
 

- - - - - 
 
 
A) Öffentlicher Teil 
 

Bgm. Bertram eröffnete die Sitzung des Rates um 18.00 Uhr und begrüßte die Rats-
mitglieder, die Mitarbeiter der Verwaltung, die Vertreter der Presse, sowie die an-
wesenden Zuhörer. 
 
Vor Einstieg in die Tagesordnung gratulierte Bgm. Bertram nochmals Herrn Beig. 
Knollmann zur Wiederwahl zum Beigeordneten und Kämmerer und händigte ihm die 
Ernennungsurkunde aus. 
 
Im Anschluss stellte er fest, dass die Einladung zur Ratssitzung sowie die Tagesord-
nung frist- und formgerecht zugegangen seien und die Beschlussfähigkeit des Rates 
gegeben sei. 
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 Bgm. Bertram wies darauf hin, dass aufgrund eines entsprechenden Antrages des 
RM Pieta für die Dauer der Sitzung wiederum Rauchverbot gelte. 
 
RM Gehlen beantragte - wie auch bereits im Haupt- und Finanzausschuss - den Ta-
gesordnungspunkt A 6) von der Tagesordnung abzusetzen. Weiterhin solle der Ta-
gesordnungspunkt A 16.7 in den Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss verlegt wer-
den, da noch Beratungsbedarf bestehe. 
 
RM Theuer begrüßte ebenfalls die Absetzung des Tagesordnungspunktes A 16.7, da 
dieser Punkt weder im Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss, noch im Haupt- und 
Finanzausschuss behandelt worden sei. 
 
RM Dittrich beantragte, den Tagesordnungspunkt A 4) von der Tagesordnung abzu-
setzen. 
 
Beig. Schulze machte zum Tagesordnungspunkt A 16.7 darauf aufmerksam, dass 
sich nach dem 20.07.2006 das Planungsrecht verschärfen werde. 
 
Die Tagesordnungspunkte A 4), A 6) und A 16.7 wurden einstimmig von der Tages-
ordnung abgesetzt. 
 

 
A 1) Fragestunde für Einwohner 
 

Bgm. Bertram teilte mit, dass derzeit keine Anfragen vorlägen. 
 
A 2) Genehmigung einer Niederschrift  
 

Die Niederschrift wurde einstimmig genehmigt. 
 

A 3) Zustimmung zur Genehmigung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Hö-
he von 91.969,54 € bei Haushaltsstelle 1.91000.841000, Bezeichnung: 
Zinsen für zurückzuzahlende Zuweisungen/Zuschüsse, Stundungs-, Ver-
zugszinsen u. ä. 

 - Genehmigung einer dringlichen Entscheidung - 
 VV-Nr. 128/06 
 

RM Theuer gab folgende persönliche Erklärung ab: 
 
„Zu den verbalen Angriffen in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
vom 10.05.2006, bei der ich wegen der Teilnahme an einer Sitzung im Land-
tag NRW in Düsseldorf nicht anwesend sein konnte, und der Berichterstattung 
in der örtlichen Presse vom 12.05.2006, bezogen auf meine Person, muss ich 
feststellen, dass offenbar das Einholen von Informationen auf legalem Weg 
und eigene Recherchen als Unverschämtheit bewertet werden. 
 
Wenn dem so ist, muss ich hier und heute festhalten, dass Vorenthalten und 
Manipulieren von Fakten eine große Sauerei sind. 
Den Mitgliedern des Rates stehen eine andere Behandlung und sachliche In-
formationen zu.“ 
 
RM Spieß merkte an, dass die Verwaltungsvorlage grundlegende Fehler be-
züglich der Zinsaufrechnung enthalte. Zudem bat er um Stellungnahme zum 
Versicherungsschutz. 
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Herr Kamp gab an, dass der Zinseszins aus dem Verwaltungshaushalt zu fi-
nanzieren sei und somit kein Vermögensschaden für die Stadt Eschweiler 
entstehe.  
 
Bgm. Bertram sicherte zu, dass der Vorgang hierzu kopiert, von Juristen 
durchgesehen und dann zur Verfügung gestellt werde. 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf mit 30 Ja-
Stimmen (SPD, GRÜNE, UWG, FDP, Bgm.)  bei 16 Gegenstimmen (CDU) 
mehrheitlich zu: 

 
Die von Herrn  
und Herrn 
am 

 
gemäß § 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW gefasste dringliche Entscheidung mit 
dem nachstehenden Wortlaut wird hiermit genehmigt. 
 

Dringliche Entscheidung 
 
Aufgrund des § 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW in der zurzeit geltenden Fassung 
wird wie folgt entschieden: 
 
Gemäß § 82 GO NRW wird die Zustimmung zur Genehmigung einer außer-
planmäßigen Ausgabe in Höhe von 91.969,54 € bei Haushaltsstelle 
1.91000.841000, Bezeichnung: Zinsen für zurückzuzahlende Zuweisun-
gen/Zuschüsse, Stundungs-, Verzugszinsen u. ä. erteilt. 
 
Die Deckung dieser außerplanmäßigen Ausgabe ist gewährleistet durch 
Mehreinnahmen bei Haushaltsstelle 1.90000.003000, Bezeichnung: Gewer-
besteuer. 

 
A 4) Neu- und Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen und Arbeits-

gruppen; 
 Antrag der CDU-Stadtratsfraktion vom 24.04.2006 
 VV-Nr. 161/06 
  

abgesetzt 
 

A 5) Neu- und Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen und Arbeits-
gruppen; 

 Antrag der UWG-Stadtratsfraktion vom 15.05.2006 
 VV-Nr. 198/06 
  

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

1. Als sachkundiger Bürger des Planungs-, Umwelt- und Bauausschusses 
wird bestellt: 

 
für bisherigen SkB Prof. Dr. Dettmar 
v. Wachtendonk 

SkB Wilfried Winkler 

 
2. Als Mitglied der Arbeitsgruppe Ortsbesichtigung wird bestellt: 
 
für bisheriges Mitglied RM Manfred 
Waltermann 

RM Barbara Olbrich 

Bürgermeister Bertram 
Ratsmitglied Gehlen 
18. April 2006 
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A 6) Antrag auf Umbenennung der Hospitalgasse 
 Antrag Dipl.-Volkswirt Petersmann vom 24.11.2005 
 VV-Nr. 196/06 
 

abgesetzt 
 
A 7) Umbenennung Rathausplatz 
 Antrag der Stadtratsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD vom 

14.03.2006 
 VV-Nr. 150/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf mit 24 Ja-
Stimmen (SPD, GRÜNE, Bgm.)  bei 19 Gegenstimmen (CDU, UWG) und 3 
Enthaltungen (FDP) mehrheitlich zu: 
 
Der Rat der Stadt Eschweiler beschließt, den Rathausplatz in  
 
Johannes-Rau-Platz 
 
umzubenennen. 

 
A 8) Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch der Tageseinrichtungen 

für Kinder in Eschweiler; 
hier: Erlass einer Satzung 
VV-Nr. 179/06 

 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
1. Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass der Landtag NRW am 17.05.2006 eine 

Änderung des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (GTK) und 
insbesondere das Außerkrafttreten der bisherigen Rechtsgrundlage für die 
Erhebung von Elternbeiträgen nach § 17 GTK mit Wirkung zum 
01.08.2006 beschlossen hat. 

 Damit wird als Ersatz der Erlass einer städtischen Satzung erforderlich. 
2. Mit der genannten Gesetzesänderung hat das Land den jährlichen Lan-

deszuschuss zu den Betriebskosten der Tageseinrichtungen für Kinder in 
Höhe von 30,5 % festgeschrieben. Zur Kompensation des fehlenden Lan-
deszuschusses ist eine Erhöhung der bisherigen Elternbeiträge um ca. 
6,75 %  erforderlich. 

3. Vor diesem Hintergrund wird die als Anlage 1 beigefügte Satzung der 
Stadt Eschweiler über die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der 
Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten der Tageseinrichtungen für 
Kinder in Eschweiler unter Einschluss der zu dieser Satzung als Anlage 
beigefügten Elternbeitragstabelle beschlossen. 

 
A 9) Befreiung vom Eigenanteil; 

hier: a) Lernmittel 
 b) Schülerfahrkosten 
VV-Nr. 167/06 

 
RM Gehlen nahm zu Vorlage 167/06 wie folgt Stellung: 
 
„Die Kürzungsmaßnahmen der CDU/FDP-Landesregierung gehen weiter. 
Nach dem Jugendbereich sind nun die Bereiche Soziales und Schule an der 
Reihe. 
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Durch die Kürzungen setzt die Landesregierung die Kommunen unter Zug-
zwang, die Kürzungen zu kompensieren, was den meisten Kommunen aller-
dings aufgrund der immer mehr eingeforderten Leistungen bei nicht gleichzei-
tig linear ansteigenden Einnahmen nicht mehr möglich ist. 
 
Hier erinnern wir an den Eschweiler und auch insbesondere an den neuen 
Alsdorfer Appell. 
 
Die Stadt Eschweiler ist in der Vergangenheit immer wieder in die von Bund 
und Land aufgebrochenen Lücken gesprungen. Dieses ist - ohne den Haus-
halt 2006 zu gefährden - nicht mehr möglich. 
 
Die Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen wird deshalb der oben an-
geführten Verwaltungsvorlage zustimmen, allerdings mit dem Zusatz, dass die 
Verwaltung aufgefordert wird, intelligente Möglichkeiten  wie Pfandausleihe 
oder Einsammeln und Weitergabe von nicht mehr benötigten Büchern unter 
der Berücksichtigung der jeweiligen Schulform zu prüfen, um die Versorgung 
von Schulkindern aus SGB II-Familien mit den notwendigen Schulbüchern 
auch für das Schuljahr 2006/2007 zu garantieren.“ 
 
Der Stadtrat stimmte dem erweiterten Beschlussentwurf mit 43 Ja-Stimmen 
(SPD, CDU, GRÜNE, FDP, Bgm.) bei 3 Gegenstimmen (UWG) mehrheitlich 
zu: 
 
Über den vom Gesetzgeber vorgesehenen Personenkreis der SGB-XII-
Empfänger/innen hinaus werden keine weiteren Regelungen zur Befreiung 
vom Eigenanteil im Bereich der Lernmittel sowie der Schülerfahrkosten getrof-
fen. 
 
Die Verwaltung wird aufgefordert, intelligente Möglichkeiten wie Pfandausleihe 
oder Einsammeln und Weitergabe von nicht mehr benötigten Büchern unter 
der Berücksichtigung der jeweiligen Schulform zu prüfen, um die Versorgung 
von Schulkindern aus SGB II-Familien mit den notwendigen Schulbüchern 
auch für das Schuljahr 2006/2007 zu garantieren. 
 

A 10) Antrag der Willi-Fährmann-Schule auf Umwandlung in eine Förderschule 
im Verbund 

 VV-Nr. 109/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

 Der Rat der Stadt Eschweiler nimmt nachstehenden Sachverhalt zur Kenntnis. 
 
 Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit der Schulleitung, die säch-

lichen und organisatorischen Voraussetzungen zur Umwandlung der Willi-
Fährmann-Schule in eine Förderschule im Verbund zum Schuljahr 2006/2007 
zu schaffen. 

 
A 11) Umwandlung weiterer Grundschulen in offene Ganztagsschulen 
 Bedarfsumfrage von Januar 2006 
 VV-Nr. 110/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
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1. Das Ergebnis der Elternbefragung von Januar 2006 sowie die Ausführun-
gen der Verwaltung dazu im Sachverhalt werden zur Kenntnis genommen. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, alle erforderlichen Maßnahmen durchzu-

führen, damit die Umwandlung der KGS Röthgen und der EGS Stadtmitte 
in eine offene Ganztagsschule ab dem Schuljahr 2007/2008 erfolgen 
kann. 

 
A 12) Aufhebung der ordnungsbehördlichen Verordnung über allgemeine 

Ausnahmen von dem Verbot des § 9 Abs. 1 Landes-Immissionsschutz-
gesetz - LImschG - für Zwecke der Außengastronomie (Außengastrono-
mie-Verord-nung) in der Stadt Eschweiler vom 08.10.2001 

 VV-Nr. 142/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Die als Anlage 1 beigefügte Verordnung zur Aufhebung der ordnungsbehörd-
lichen Verordnung über allgemeine Ausnahmen von dem Verbot des § 9 Abs. 
1 Landes-Immissionsschutzgesetz - LimschG - für Zwecke der Außengastro-
nomie (Außengastronomie-Verordnung) in der Stadt Eschweiler vom 
08.10.2001 wird beschlossen. 

 
A 13) Aufhebung von gemeinschaftlichen Angelegenheiten in der Gemarkung 

Weisweiler, Bereich Bebauungsplan 373 - Hover Mühlenfeld -; 
hier: Öffentliche Bekanntmachung 
VV-Nr. 177/06 

 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Die öffentliche Bekanntmachung der Absicht auf Aufhebung der auf dem Wirt-
schaftsweg Gemarkung Weisweiler, Flur 22 Nr. 108 tlw. - Bereich Bebau-
ungsplan 273 „Hover Mühlenfeld“ - ruhenden Festsetzungen für die jeweiligen 
Benutzer wird beschlossen. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung (Anlage 1) sowie der Lageplan (Anlage 2) 
sind Bestandteil des Beschlusses. 

 
A 14) Aufhebung von gemeinschaftlichen Angelegenheiten in der Gemarkung 

Eschweiler, Bereich Bebauungsplan 259 - Huppertzbruch -; 
hier: Öffentliche Bekanntmachung 
VV-Nr. 178/06 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Die öffentliche Bekanntmachung der Absicht auf Aufhebung der auf den Wirt-
schaftswegen Gemarkung Eschweiler, Flur 81 Nrn. 64 und 175 - Bereich Be-
bauungsplan 259 „Huppertzbruch“ - ruhenden Festsetzungen für die jeweili-
gen Benutzer wird beschlossen. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung (Anlage 1) und der Lageplan (Anlage 2) sind 
Bestandteil des Beschlusses. 
 

A 15) Festsetzung und Erhebung von Beiträgen nach § 8 Kommunalabgaben-
gesetz NRW für straßenbauliche Maßnahmen in der Luisenstraße - 2. 
Bauabschnitt von Stolberger Straße bis Akazienhain; 
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hier: Erneuerung und Verbesserung der Fahrbahn, Gehwege, Straßenbe-
leuchtung, Straßenentwässerung und Parkstreifen 

 VV-Nr. 164/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Für den Ersatz des Aufwandes, der für die Erneuerung und Verbesserung der 
Fahrbahn, Gehwege, Straßenbeleuchtung, Straßenentwässerung und Park-
streifen in der Luisenstraße – 2. Bauabschnitt zwischen Stolberger Straße und 
Akazienhain – entstanden ist, sind Beiträge nach den Bestimmungen des § 8 
Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW S. 
712/SGV. NRW S. 610) in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung mit der 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche 
Maßnahmen der Stadt Eschweiler vom 30.03.1990 zu erheben. 
 
Gemäß § 2 Abs. 4 der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 
KAG für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Eschweiler vom 30.03.1990 
wird der Aufwand für den Bereich zwischen Stolberger Straße und Akazien-
hain als selbständiger Abschnitt abgerechnet. 

 
A 16) Planungsangelegenheiten 
 

Bgm. Bertram wies die Ratsmitglieder auf die zu beachtenden Mitwirkungs-
verbote gemäß § 31 in Verbindung mit § 43 Abs. 2 GO NRW hin. 

 
A 16.1 4. Änderung des Bebauungsplanes 58 - Ardennenstraße - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung und Satzungsbe-
schluss 

VV-Nr. 159/06 
 
Beig. Schulze wies darauf hin, dass aufgrund von Stellungnahmen der Unte-
ren Wasserbehörde des Kreises Aachen, die nach der Fertigstellung der Ver-
waltungsvorlage eingegangen seien, eine Ergänzung der Verwaltungsvorlage 
notwendig sei. 
Diese Änderungen wurden den Ratsmitgliedern in Form einer Tischvorlage 
mitgeteilt. 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
I. Die Anregungen der Bürger gemäß § 3 (2) sowie § 3 (1) BauGB werden 

nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewogen (Anlage 1). 
II. Die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 3 (2) sowie § 4 (1) BauGB werden nach Maßgabe der Verwal-
tungsvorlage abgewogen (Anlage 2). 

III. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der 
Verwaltungsvorlage und der Planbegründung gewürdigt. 

IV. Die 4. Änderung des Bebauungsplanes 58 - Ardennenstraße - (Anlage 3) 
wird gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen und die Begrün-
dung (Anlage 4) als Abschlussbegründung hierzu. 

 
A 16.2 1. Änderung des Bebauungsplans 229 - Südlich Verkeskopf- 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbe-
schluss 

VV-Nr. 121/06 
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Der Stadtrat stimmte dem Beschlussentwurf mit 30 Ja-Stimmen (SPD, GRÜ-
NE, FDP, UWG, Bgm.) bei 16 Gegenstimmen (CDU) mehrheitlich zu: 
 
I.  Die öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der Planbe-

gründung gewürdigt. 
 
II. Die 1. Änderung des Bebauungsplans 229 - Südlich Verkeskopf - (Anlage 

1 und 2) wird gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen und die 
Begründung (Anlage 3) als Abschlussbegründung hierzu. 

 
A 16.3 Bebauungsplan 241 - Fronhoven - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbe-
schluss 

VV-Nr.  122/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem Beschlussentwurf mit 42 Ja-Stimmen (SPD, CDU, 
GRÜNE, FDP) bei 3 Gegenstimmen (UWG) mehrheitlich zu: 
 
I. Die Anregungen der Bürger gemäß § 3 (2) und § 3 (1) BauGB werden 

nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewogen. 
II. Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 (2) sowie 

§ 4 (1) BauGB werden nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewo-
gen. 

III. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der 
Verwaltungsvorlage und der Planbegründung gewürdigt. 

IV. Der Bebauungsplan 241 - Fronhoven - (Anlage 3) wird gemäß § 10 (1) 
BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung (Anlage 4) als Ab-
schlussbegründung hierzu. 

 
A 16.4 Bebauungsplan 270 - Burgweg - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbe-
schluss 

VV-Nr. 141/06 
 

Beig. Schulze teilte ergänzend mit, dass sich aufgrund der Änderung des 
Planentwurfs nach der öffentlichen Auslegung Änderungen bei den Flächen-
angaben in der Verwaltungsvorlage ergeben hätten. Diese würden der Nie-
derschrift als Anlage beigefügt. 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einschl. der als 
Anlage 1 beigefügten Änderungen  bei den Flächenangaben einstimmig zu: 
 
I. Die Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 und 2 und § 3 Abs. 2 

BauGB werden nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewogen (An-
lage 1). 

 
II. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der 

Verwaltungsvorlage und der Planbegründung gewürdigt. 
 
III. Der Bebauungsplan 270 - Burgweg - (Anlage 2) wird gemäß § 10 (1) 

BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung (Anlage 3) als Ab-
schlussbegründung hierzu. 

 
A 16.5 2. Änderung des Bebauungsplanes E 180 - Markt - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung und Satzungsbe-
schluss 
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VV-Nr. 158/06 
 

RM Schürmann teilte mit, dass im oberen Bereich der Schnellengasse eine 
Beleuchtung erforderlich sei. 
 
Herr Röhrig gab an, dass es für die Anbringung der Beleuchtung eine Konzep-
tion gebe, die zurzeit mit den Eigentümern abgestimmt werde. Im Anschluss 
daran könne die Umsetzung erfolgen. 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
I. Die Stellungnahmen der Behörden gemäß § 3 (2) sowie § 4 (2) BauGB 

werden nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewogen (Anlage 1). 
 
II. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der 

Verwaltungsvorlage und der Planbegründung gewürdigt. 
 
III. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes E 180 - Markt - (Anlage 2) wird 

gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung 
(Anlage 3) als Abschlussbegründung hierzu. 

 
A 16.6 84. Änderung des Flächennutzungsplanes - Hover Mühlenfeld - 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Beschluss der 
Flächennutzungsplanänderung 

VV-Nr. 148/06 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
1. Die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 Abs. 1 werden nach Maßgabe der Verwaltungsvorgabe 
abgewogen (Anlage 1). 

 
2. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der 

Verwaltungsvorlage und der Planerläuterung gewürdigt. 
 
3. Die 84. Änderung des Flächennutzungsplanes - Hover Mühlenfeld - (Anla-

ge 3) mit Begründung (Anlage 4) wird beschlossen. 
 

 A 16.7 Bebauungsplan 268 - Spessartstraße -; 
hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbe-

schluss 
VV-Nr. 187/06 

   
abgesetzt 

 
 
 A 16.8 Bebauungsplan 265 - Hovermühle -; 

hier: Ergebnis der öffentlichen Auslegung sowie Satzungsbe-
schluss 

VV-Nr. 188/06 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 

  
I. Die Anregungen der Bürger gemäß § 3 (2) und § 3 (1) BauGB werden 

nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewogen. 
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II. Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 (2) sowie 
§ 4 (1) BauGB werden nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage abgewo-
gen. 

III. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend der 
Verwaltungsvorlage und der Planbegründung gewürdigt. 

IV. Der Bebauungsplan 265 - Hovermühle - (Anlage 3) wird gemäß § 10 (1) 
BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung (Anlage 4) als Ab-
schlussbegründung hierzu. 

 
A 17) Anfragen und Mitteilungen  
 

A 17.1 Kenntnisnahme nicht erheblicher über- und außerplanmäßiger 
Ausgaben 

VV-Nr. 134/06 
 
RM Spies und RM Müller wünschten Erläuterungen zu den Verzugszinsen bei 
den Ausgaben. Diese wurden den Fraktionen durch Beig. Knollmann zuge-
sagt. Die Unterlagen werden den Fraktionen gesondert zugestellt. 
 
Nach einer regen Diskussion nahm der Stadtrat nachstehenden Beschluss-
entwurf zur Kenntnis: 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass 
 
a) Im Haushaltsjahr 2005 im Rahmen der Vorschriften des § 82 GO NRW n. 

F. – Vorläufige Haushaltsführung – und nach § 83 GO NRW n. F. – Über- 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen – nicht erhebli-
che über- und außerplanmäßige Ausgaben, für die Mittel im Haushalt nicht 
bzw. nicht in ausreichender Höhe zur Verfügung standen, ab dem 
08.10.2005 bis zum Jahresabschluss im 

 
 Verwaltungshaushalt in Höhe von  393.840,44 € und 
 Vermögenshaushalt in Höhe von    35.318,00 € 
 
und 
 
b) im Haushaltsjahr 2006 – 1. Quartal 2006 – im Rahmen der Vorschriften 

des § 82 GO NRW n. F. – Vorläufige Haushaltsführung – nicht erhebliche 
über- und außerplanmäßige Ausgaben, für die Mittel im Haushaltsentwurf 
nicht zur Verfügung standen, 

 
 im Verwaltungshaushalt in Höhe von 110.561,90 € 
 
zu leisten waren. 
 
 
 
A 17.2 Dürwiß, Gasthausstraße; 
 hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 25.05.2006 
VV-Nr. 204/06 
 
Nach kurzer Diskussion nahm der Stadtrat die Ausführungen der Verwaltung 
zur Kenntnis. 
 
A 17.3 Haushalt 2006 
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Der von der Kommunalaufsicht mit Schreiben vom 29.05.2006 zugeleitete 
Fragenkatalog werde nach Aussage von Beig. Knollmann zügig abgearbeitet. 
Jedoch seien seinerseits noch verschiedene Unterlagen beizubringen. 
Nach Abarbeitung würden die Unterlagen den Fraktionen zur Verfügung ge-
stellt. 
 
A 17.4 Antrag Don-Bosco-Schule der Grüne-Fraktion 
 
Herr Kamp führte aus, dass die Räumlichkeiten geschaffen wurden und gerin-
ge Umbauarbeiten durchgeführt würden. Ein Gespräch sei in der letzten Wo-
che erfolgt. 
 
 

Weitere Anfragen und Mitteilungen lagen nicht vor. Bgm. Bertram schloss daher den öffentli-
chen Teil der Sitzung um 18.59 Uhr. Die Ratssitzung wurde für eine Sitzungspause bis 19.09 
Uhr unterbrochen. 

 
 
 
















